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Sozialpolitik im Sozialismus
Bruno Molitor, Würzburg

Über die Sozialpolitik in der DDR Ist in der Bundesrepublik wenig bekannt1) — zumal noch bis 1967 
von der DDR kategorisch bestritten wurde, daß der Sozialismus als „klassenlose Gesellschaft“ über
haupt so etwas wie einer „Sozialpolitik“ bedürfe. Professor Molitor analysiert den Stellenwert der 
Sozialpolitik im Rahmen der gesamten Wirtschaftspolitik der DDR.

DDR

A ls im Mai 1976 der 9. Parteitag der SED zu
sammentrat, war er von Hoffnungen begleitet, 

daß unter den Direktiven für den Volkswirtschafts
plan bis 1980, die er zu beschließen hatte, der 
sozialpolitische Fortschritt eine gewichtige Rolle 
spielen würde. Diese Hoffnungen wurden ent
täuscht. Die Losung hieß vielmehr: härter arbeiten 
und mehr investieren. Immerhin, nachträglich ent
schlossen sich die politischen Führungsgremien 
denn doch zu einem bescheidenen „lohn- und 
sozialpolitischen Stufenprogramm“ , wahrscheinlich 
um Mißstimmungen in der Bevölkerung die Spitze 
abzubrechen und kritischen Situationen, wie sie 
sich etwa unter den Arbeitnehmern Polens erge
ben hatten, keine Nahrung zu bieten. Aber schon 
im laufenden Jahr 1977 häufen sich die Funktio
närsstimmen, die das sozialpolitische Programm 
gefährdet sehen, wenn es nicht zu einer vollen 
Erfüllung der ehrgeizigen Plandaten kommt und 
„aus jeder Tonne Material und jeder Arbeits
stunde mehr herausgeholt“ wird. Die DDR-Wirt- 
schaft hat zunehmend mit der vielberufenen Preis
stabilität fü r die Konsumgüter zu kämpfen (die 
einschlägigen Subventionen bewegen sich inzwi
schen auf einer Größenordnung von 40 Mrd. Mark); 
es werden bereits Abstriche beim Wohnungsbau 
erwogen, dem Staatssektor sollen drastische 
Sparmaßnahmen verordnet und die Importe mas
siv gesenkt werden.

Das erscheint zunächst als erstaunlicher Befund. 
Denn wenn man der Ideologie glauben soll, ist 
die sozialistische Gesellschaft nicht nur die effi
zienteste, sondern „ih re r Natur nach auch die ge
rechteste und sozialste aller denkbaren Ordnun
gen“ . Im Westen werden diese Superlative ge
meinhin im Sinne einer sozialen Gleichheit ver
standen, wie sie bei uns zum Prinzip erhoben wor
den ist. Aber dem liegt ein Irrtum zugrunde. Noch
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bis 1967 wurde in der DDR kategorisch bestritten, 
daß der Sozialismus als „klassenlose Gesell
schaft“ überhaupt so etwas wie einer „Sozia lpoli
t ik “ bedürfe. Die Verteilungsgleichheit ist just 
jene Ausprägung des Gleichheitsprinzipes, die 
der Marxismus-Leninismus nie für sich reklamiert 
hat und nirgendwo praktiziert (auch das chine
sische Experiment lenkt jetzt an diesem Punkt 
ein). Sie wird im Gegenteil als „Sozialdemokratis
mus“ , als „revisionistische Gleichmacherei“ ver
pönt, die dem Grundziel der „allseitigen Entwick
lung der gesellschaftlichen Produktivkräfte“ nur 
im Wege steht. Die Arbeitsproduktivität und ihre 
unentwegte Steigerung ist nach den Worten 
Lenins „in  letzter Instanz das Allerwichtigste, das 
Ausschlaggebende fü r den Sieg der neuen Ge
sellschaftsordnung“ . Und selbst fü r den kommu
nistischen „Endzustand“ , in dem „alle  Spring
quellen des genossenschaftlichen Reichtums 
voller fließen" sollen, heißt die Devise nicht „Je
dem das Gleiche“ , sondern „Jeder nach seinen 
Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen“ .

Primat des Wachstumszieles

So kann es nicht wundernehmen, daß sich in der 
sozialistischen Praxis alles um das Wachstums
ziel dreht. Die Welt soll, wie es Schumpeter ein
mal ausdrückte, vom wirtschaftlichen Winkel her 
revolutioniert werden. Darum die ständige Beto
nung des Systemwettbewerbs und der „h is to ri
schen Aufgabe“ , in „kürzester Frist die kapita-

i)  Es l i e g t  an der E igenart der Fachpublikationen in einem  to ta 
litären Regim e, d ie  sich durchweg an d ie  „Papierform  der Phä
nom ene" halten und „harm onistisch“ Vorgehen, daß der Beob
achter der D D R -S o zia ip o litik  noch am m eisten aus aktuellen  In 
form ationsquellen  w ie  „Einheit", „D ie A rbe it", „Die W irtschaft" 
und den „M ateria lien  d er Sem inare zur W eiterb ild ung  le itender  
Kader des FDGB" d er Fritz-Heckert-Hochschule über Fakten und 
Problem e erfährt. Im m erhin seien aus dem ideologisch grund
legenden Schrifttum  hervorgehoben: H e lga U l b r i c h t :  Auf
gaben der sozialistischen S o z ia lp o litik , Leipzig  1965: A u t o r e n -  
k o l l e k t i v :  Politische Ö konom ie des Sozialism us und ihre  
Anwendung In d er DDR, Berlin (Ostl 1969: A u t o r e n k o l l e k 
t i v :  S o zia lp o litik , B etrieb , Gewerkschaften, Berlin (Ost! 1972: 
G ünter S c h m  u n k ,  G erhard T i e t z e :  M arxistisch-lenin istische  
S o zia lp o litik , B erlin  (Ost) 1975. D ie  „M ate ria lien  zum Bericht zur 
Lage der N ation, Svstem verglelch 3 “, d ie  das Bundesm inisterium  
für innerdeutsche Beziehungen 1974 herausgab, sind im Kaoitel IV  
(S ozia lp o litik ) erstaunlich w enig  inform ativ; d ie  Autoren scheinen  
eher von der K ritik  an den sozialpolitischen Regelungen in der  
B u ndesrepublik präokkupiert, d ie  o ffenbar ihrer grundsätzlichen  
Einstellung nicht genug entgegenkom m en.
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DDR

listische Produktion absolut und schließlich auch 
pro Kopf der Bevölkerung einzuholen und zu 
überholen“ — eine Aufgabe, die im Westen ver
kündet auf blankes Unverständnis stoßen würde. 
Darum das ununterbrochene Bombardement der 
Bevölkerung mit ökonomischen Erfolgsmeldungen 
und Produktionsermahnungen, während in unse
ren Massenmedien Wirtschaftsfragen als spröde 
und abstrakt gelten, so daß sie dem Publikum 
allenfalls in homöopathischen Dosen zumutbar 
erscheinen. Und darum endlich der Kult mit der 
Arbeit, aber wohlgemerkt nicht, um ihre gesell
schaftliche Abhängigkeit und den — wie es bei 
uns heißt — Leistungsdruck zu vermindern, son
dern umgekehrt: um sie als das „wahre Lebens
bedürfn is“ zu preisen und die Leistungsreserven 
zu mobilisieren.

Vor diesem Hintergrund darf nun auch in der DDR 
von der Sozialpolitik als einem „festen Bestand
teil der Politik der Partei der Arbeiterklasse“ ge
sprochen werden; freilich g ilt das nur von der 
„echten“ Sozialpolitik, die nicht, wie im Kapitalis
mus, antagonistischen Charakter trägt. In einem 
gewissen Sinn hat es sogar seine Berechtigung, 
wenn für die sozialistische Sozialpolitik ein Kon
flik t mit der W irtschaftspolitik schlankweg bestrit
ten wird. Denn es ist das Wachstumsziel, das ihr 
die Funktion zuweist.

Entlohnung nach Leistung

Das beginnt mit der Entlohnung der Arbeit nach 
dem „Leistungsbeitrag“ in der Planerfüllung. Die 
daraus folgende Einkommensungleichheit wird 
nicht etwa als ein notwendiges Übel geduldet, 
sondern bewußt eingesetzt, um über die „mate
rielle Interessiertheit“ die Entwicklung der Pro
duktivkräfte zu fördern. „Schwerpunkte der Pro
duktion“ sollen auch „Schwerpunkte der Ver
sorgung“ sein, und dies insbesondere „fü r die 
Werktätigen, die Weltniveau in der Produktion er
zielen“ . Daneben g ilt es, die Belastungsunter
schiede von jenen Bürgern zu honorieren, die 
„hohe Leistungen für die sozialistische Gesell
schaft“ erbringen. Dabei kann es sich durchaus 
auch um die propagandistischen und agitato
rischen Tätigkeiten handeln. Der formale Rigo
rismus, der in der DDR die in Handel, Verkehr (I), 
Dienstleistungen und öffentlichen Einrichtungen 
Beschäftigten den „nicht produktiv Tätigen“ und 
ihre Löhne und Gehälter dem staatlichen Umver
teilungsfonds zurechnen läßt, darf nicht zu dem 
Mißverständnis verleiten, hier würden etwa min
der hohe Einkommen bezahlt. Im Gegenteil, über
all und ausdrücklich wird eine Einkommensnivel
lierung abgelehnt, weil sie „unvermeidlich zur 
Schwächung der Produktionsdisziplin und der 
Verantwortlichkeit für die übertragenen Aufga
ben“ führt.

Sehr sparsam geht die SED-Führung mit Verspre
chen zur Arbeitszeitverkürzung um, obwohl sie zu
mindest beim jüngeren Marx als das eigentliche 
Transportband der Freiheit g ilt — in der Sowjet
union steht sie immerhin als programmatisches 
Ziel im Parteiprogramm. Für die DDR hat bislang 
das Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens Vor
rang; die Vertretbarkeit einer Arbeitszeitverkür
zung „hängt von der überplanmäßigen Steigerung 
der Arbeitsproduktivität oder der Senkung des 
Krankenstandes ab“ . Die fü r die jetzige Plan- 
periode angekündigte Verbesserung der „wissen
schaftlichen Arbeitsorganisation“ und die Neufest
setzung von „Kosten-Lim its und Arbeitsnormen“ 
können gewiß einer „ausgewogeneren und ge
rechteren Lohnstruktur“ dienen; es g ibt aber auch 
Befürchtungen, daß sie im Endeffekt auf einen 
Druck zur Plandisziplin und Mehrleistung bei 
gleichem Einkommen hinauslaufen. Im übrigen 
machen, was bei einem durchbürokratisierten Pla
nungssystem nicht verwundert, die mit dem an 
sich erwünschten technischen Fortschritt einher
gehenden Strukturänderungen und die „Verhinde
rung nachteiliger sozialer Folgen bei Arbeits
kräfteumsetzungen“ erhebliche Schwierigkeiten, 
die das rundum harmonistische Gesellschaftsbild 
der Theorie Lügen strafen.

Auch im weiten Bereich der (einfachen und erwei
terten) Reproduktion der Arbeitskraft bleibt die 
sozialistische Sozialpolitik ganz der Aufgabe ver
pflichtet, die W irkungsmöglichkeiten der „ökono
mischen Gesetze“ zu verbessern und die Durch
setzung der W irtschaftspolitik zu unterstützen. 
Das g ilt namentlich fü r das in einem „demokra
tischen Zentralismus“ straff organisierte Gesund
heitswesen, bei dem Gesundheitserziehung, Pro
phylaxe und Rehabilitation einen breiten Raum 
einnehmen — im Westen würde man hier von in
v e s t ie r  Sozialpolitik sprechen. Nicht minder lei
stungsorientiert ist die Ausbildungspolitik. Daraul 
und auf die rigorose Berufslenkung „entspre
chend den gesellschaftlichen Erfordernissen“ 
dürften in erster Linie die unverkennbaren Erfolge 
zurückgehen, die die DDR in diesem Bereich vor
zuweisen hat. A llerdings spielen die soziale Ab
stammung und die politische Rechtgläubigkeit als 
Auswahl- und Aufstiegskriterien eine intermittie
rende Rolle.

Sozialpolitik als Bevölkerungspolitik

Reproduktion der Arbeitskraft -  das bedeutet für 
die Sozialpolitik der DDR nicht zuletzt eine bevöl
kerungspolitische Dimension. Seit Mitte der sech
ziger Jahre ist die Bevölkerungsentwicklung rück
läufig, was das „gesellschaftliche Arbeitsvermö
gen“ reduziert; auch bereitet in diesem Zusam
menhang die hohe Rate der Ehescheidungen Sor
gen. M it einem ganzen Bündel von Maßnahmen 
sucht man auf die Zielgröße einer „stabilen Zwei-
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bis Drei-Kinder-Familie“ hinzuarbeiten, um „m in
destens den Bestand der Bevölkerung, wenn nicht 
eine gewisse Zunahme“ zu sichern. (Die entwick
lungspolitische Aufgabe einer Gastarbeiterbe
schäftigung w ill man in der DDR nicht auf sich 
nehmen.) Gleichwohl bleibt eine Fam ilienpolitik 
dieser Art angesichts der hohen Rate der Berufs
tätigkeit bei den verheirateten Frauen (mehr als 
80% der Arbeiter- und Angestelltenhaushalte) ein 
schwieriges Geschäft. Und das um so mehr, als 
der denkbare Ausweg einer Teilzeltbeschäftigung 
offiziell als gesellschaftlich unerwünscht gilt, da 
er „zu einer Verringerung des gesellschaftlichen 
Arbeitsvermögens nicht nur in quantitativer, son
dern insbesondere auch in qualitativer Hinsicht 
führt“ . So konzentriert sich die sozialpolitische 
Hilfe auf den Ausbau kollektiver Einrichtungen zur 
Kindererziehung.

Was die Entlastung der berufstätigen Frau von 
Hausarbeit anbelangt, liegt das marxistisch-leni
nistische Ideal in einer weitgehenden Auslage
rung der hauswirtschaftlichen Tätigkeiten auf ge
sellschaftliche Produktionsbetriebe (z. B. Wasch
anstalten, Speisewirtschaften u. ä.). Dieses Konzept 
der „Industria lis ierung“ scheint die DDR-Führung 
jedoch in Anbetracht des gegenwärtigen Standes 
der Produktivkräfte noch nicht fü r durchführbar zu 
halten. Es bleibt vorläufig als der zweitbesten Lö
sung bei dem Versuch, den Einzelhaushalt mit 
technisiertem Gerät auszustatten. Aber der Pro
zeß kommt nur langsam voran, da gerade auf dem 
Gebrauchsgütersektor die Versorgungslücken no
torisch und die Preise im Vergleich zum Durch
schnittslohn hoch sind, so daß sich diese Entla
stung am ehesten die besser situierten Haushalte 
zunutze machen können. Inwieweit hier die soge
nannten Gestattungsproduktionen (eine Art Lizenz
herstellung zum Beispiel westdeutscher Erzeug

nisse) Erleichterung verschaffen können, steht da
hin, zumal es nicht an K ritik aus den eigenen 
SED-Reihen fehlt.

Kollektivierte Freizeit

Indes, die Verlagerung der Kinderbetreuung auf 
gesellschaftliche Einrichtungen und der Haus
haltstätigkeiten auf den Dienstleistungsbereich 
(und, was das anbelangt, die Verringerung von 
Wege- und Wartezeiten, die bislang freilich bei 
der eingestandenen „Lückenhaftigkeit und Unbe
ständigkeit der Versorgung mit Waren des täg li
chen Bedarfs“ weitgehend Programm ist) sind nur 
Teile einer größeren Konfession. Sie trägt den 
Namen „Gesetz der Ökonomie der Zeit“ , wobei 
es sich, wie auch in anderen Fällen der sogenann
ten Gesetze des Sozialismus, natürlich nicht um 
eine irgendwie wissenschaftlich begründete Ge
setzmäßigkeit der Erfahrungswelt handelt, son
dern um eine Norm, die die Ideologie vorschreibt. 
Als solche fo lgt sie konsequent aus dem po liti
schen Primat der Arbeit und des Wirtschafts
wachstums. Dieser macht keineswegs halt vor 
dem, was im Westen Freizeit heißt.

So wie sich im Sozialismus der Widerspruch zwi
schen Individuum und Gesellschaft auflöst, soll 
auch die Trennung zwischen der Sphäre von Ar
beit und anderen Lebensbereichen aufgehoben 
sein. Darum der Ausbau volkseigener Erholungs
und Urlaubszentren, darum die Kollektivierung 
von Sport, Unterhaltung und Kunst. Und darum 
vor allem die inhaltliche Ausrichtung der ganzen 
Veranstaltung auf die „Schaffung des sozialisti
schen Menschen", dem „Schaffenskraft, Kollektiv
geist und Verteidigungsbereitschaft“ über alles 
geht — wobei es immer w ieder erstaunt, daß es 
den SED-Agitatoren offenbar gar nicht auffällt,
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wie sehr diese Art Propaganda bis in die sprach
lichen Metaphern jener anderer tota litärer Sy
steme ähnelt.

Soziale Sicherung

Was die Arbeitnehmer in den nicht-kommunisti- 
schen Ländern an erster Stelle mit dem Begriff 
der Sozialpolitik verbinden, nämlich die Soziale 
Sicherung, spielt in der sozialistischen Praxis eine 
durchaus abgeleitete Rolle; auch an diesem Punkt 
bleibt sich das marxistisch-leninistische Konzept 
treu.

Erstens werden soziale Transferzahlungen restrik
tiv am Kriterium der Arbeitsunfähigkeit orientiert. 
In der DDR erhalten Kriegsgeschädigte nur eine 
Rente, wenn sie Invalide sind. Es gibt keine (ge
genüber der Arbeitsfähigkeit) „unbedingte“ W it
wenrente und auch keine Berufsunfähigkeitsren
ten, sondern nur Leistungen bei Erwerbsunfähig
keit. Eine Sicherung bei Fluktuationsarbeitslosig
keit entfällt. Und Fürsorgeleistungen sind äußerst 
begrenzt, weil unzureichende Einkommenslagen 
„prim är durch Mehrarbeit“ behoben werden sol
len.

Zweitens wird der Abstand zwischen den Er
werbseinkommen und den Altersrenten hoch ge
halten; die durchschnittliche Sozialversicherungs
rente macht kaum 30%  des durchschnittlichen 
Monatslohnes der Beschäftigten in volkseigenen 
Betrieben aus: Eine der Bundesrepublik vergleich
bare Rentendynamisierung fehlt. Dahinter steht 
ganz offensichtlich das Ziel, daß ein möglichst 
großer Teil der Rentner in dieser oder jener Form 
weiterarbeitet und dabei, als struktureller Neben
effekt, jene Tätigkeitsarten besetzt werden kön
nen, die für jüngere Arbeitnehmer weniger anzie
hend sind. Daß die Rentner durchweg eines Ne
benverdienstes bedürfen, w ird auch daraus klar, 
daß das absolute Niveau der Transferzahlungen 
zwar das Existenzminimum bestreiten läßt, aber 
überwiegend durch die Ausgaben für den im eng
sten Sinne lebensnotwendigen Bedarf (besonders 
Ernährung) mit Beschlag belegt ist.

Drittens charakterisiert die Rententechnik eine 
ausgesprochene Nivellierungstendenz (z. B. Min
dest- und Höchstbeträge). Hier kann gleichsam 
schadlos das Gleichheitsprinzip zum Zuge kom
men, durch das man sich bei der Entlohnung der 
aktiven Arbeitnehmer aus Produktivitätsgründen 
nicht behelligen läßt. Gleichwohl w ird auch an 
diesem Ende das Prinzip durchbrochen: Für die 
sogenannte wissenschaftliche, technische und 
künstlerische Intelligenz, für Volksarmee und 
Volkspolizei und überhaupt für „verdiente Staats
bürger“ g ib t es einen höheren Rentensteigerungs
satz bzw. Zusatzbeträge, die fü r eine „Erhaltung 
des Lebensniveaus“ sorgen sollen. Und im übri
gen wird eine fre iw illige Höherversicherung ge

stattet, weil der einzelne „tro tz aller Fürsorge des 
sozialistischen Staates“ auch eine „persönliche 
sozialpolitische Verantwortung“ hat.

Natürlich kennt die marxistische Theorie kein Pri
vateigentum an den Produktionsmitteln, und die 
„freien Berufe“ sollen mehr oder minder in ein 
öffentliches Angestelltenverhältnis transformiert, 
also Arbeitnehmer werden. Daß damit jedoch 
„a lle  Bürger in eine gleiche Stellung zu den Pro
duktionsmitteln der gesamten Gesellschaft“ ge
bracht wären, worin Lenin die spezifisch sozia
listische Gleichheit sah, muß füglich bezweifelt 
werden. De facto sind es jetzt eben privilegierte 
Staats- (oder was auf das Gleiche hinausläuft: 
P a rte ifunk tionäre , die über „das Kapital“ verfü
gen, und natürlich bleiben auch in der DDR die 
Unternehmen auf eine Mehrwerterzielung ange
wiesen. Denn sie müssen als eine Art Sollverzin
sung des eingesetzten Betriebsvermögens Abga
ben an den „Akkum ulationsfonds“ leisten, aus 
dem sich die Neuinvestitionen speisen. Ebenso 
hat sich die arbeitsteilige Trennung von Planung 
und Ausführung, von Über- und Unterordnung im 
Betrieb überall als eine im Prinzip invariable 
Struktur der industriellen Produktion herausge
stellt, wie immer die Gesellschafts- und Regie
rungsform sonst aussehen mag. Den sozialisti
schen Betrieben kann eher eine ausgiebige und 
verfeinerte Technik der „horizonta len“ bzw. indi
rekten Kontrolle bescheinigt werden, die eine er
höhte Arbeitsdisziplin (und gar die Ideologie
treue) sichern sollen. Zum eigentlichen Kampffeld 
werden die Konflikte zwischen den Betriebsver
tretungen und den überbetrieblichen Lenkungs
bürokratien.

„Arbeitslose“ Einkommen

Und schließlich wird die Beseitigung von „arbeits
losen“ Einkommen in der sozialistischen Praxis 
keineswegs buchstäblich genommen. Es gibt Zin
sen für Spareinlagen und die Chance zu erben. 
Betriebe „auf privater Basis“ werden zumal im 
Reparatur- und Dienstleistungsbereich „plan
mäßig in die Lösung der Versorgungsaufgaben 
einbezogen“ ; gerade erst w ieder verkündet das 
höchste Gremium in der DDR fü r das private 
Handwerk steuerliche Erleichterungen und eine 
energische Förderung des einschlägigen Nach
wuchses. Von der Möglichkeit, daß Private sich im 
Wege der Kreditvergabe sogar d irekt am Unter
nehmensertrag beteiligen können, hört man im 
Unterschied etwa zu Jugoslawien aus der DDR 
bislang nichts. Dafür w ird hier aber ein privater 
Devisenbesitz bis zu 30 000 DM erlaubt und gegen 
alle ideologische Kritik  der Ausbau des Intershop- 
Netzes vorangetrieben, wenn auch der Parteichef 
hofft, daß es nicht „ein ständiger Begleiter des 
Sozialismus“ bleiben müsse.
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